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Teil 1 Ziele, Grundlagen und Inhalte des Bebauungsplanes 
 
1.1 Planungsanlass und Entwicklungsziel 
 
Gem. § 1 Abs. 3 BauGB haben die Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
Bauleitpläne aufzustellen bzw. zu ändern, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.  
 
Der Planungsanlass für die Aufstellung der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 44 
ergibt sich aus dem Bedarf zur Bereitstellung geeigneter städtischer Flächen, auf 
denen Wohnungsbau realisiert werden und die Entwicklung von preisgünstigem 
Wohnraum zur Voraussetzung für den Erwerb der Flächen gemacht werden kann. 
Der Bedarf zur Bereitstellung von preisgünstigem Wohnraum ergibt sich dem 
Wohnraumversorgungskonzept vom August 2017 (GEWOS Institut für Stadt, 
Regional- und Wohnforschung GmbH, Hamburg) und der Verpflichtung der Stadt 
Papenburg zur Bereitstellung von ausreichendem Wohnraum.  
Gemäß dem -Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Emsland 
2010- und der darin festgelegten zentralörtlichen Bedeutung der Stadt Papenburg als 
Mittelzentrum, ist die Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten als 
Schwerpunktsaufgabe Bestandteil der städtebaulichen Entwicklung. 
Eine geeignete Fläche für den Neubau von Wohnungen befindet sich an der 
Moorstraße Ecke Wacholderweg. Dieses städtische Grundstück befindet sich im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 44 „Östlich Heideweg“ und ist als 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Grünanlagen“ festgesetzt. Im 
Flächennutzungsplan ist der Bereich als Wohnbaufläche dargestellt. 
Um an dieser Stelle den Wohnungsbau zu ermöglichen, ist die Änderung des 
Bebauungsplanes erforderlich. Ziel ist die Ausweisung eines Allgemeinen 
Wohngebietes mit einer Grundflächenzahl von 0,4 und einer zulässigen 
Geschossigkeit von II Vollgeschossen. Die maximal zulässige Anzahl an 
Wohneinheiten soll auf 12 begrenzt werden. Voraussetzung für den Grunderwerb ist 
eine Vereinbarung, dass 50 % der Wohnungen dem preisgünstigen Segment 
zuzuordnen sind. 
 
Zur Bewältigung der besonderen Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt 
fördert das Land Niedersachsen den sozialen Mietwohnungsbau durch die 
Gewährung zinsloser Darlehen für die Dauer der ersten 20 Jahre. Förderfähig sind 
Neubau- und Ersatzbaumaßnahmen, die mehr als zwei Mietwohnungen umfassen. 
Investoren können die Förderung bei der NBank beantragen und müssen dabei 
mehrere Fördervoraussetzungen erfüllen. Eine der erforderlichen Fördervoraus-
setzungen ist die Vorlage eines kommunalen Wohnraumversorgungskonzepts, 
welches Aussagen zur Bestandsaufnahme und Bedarfsprognose für den örtlichen 
Wohnungsmarkt – darunter zur sozialen Wohnraumversorgung und zum Neubau-
bedarf – trifft und Zielsetzungen, Handlungsempfehlungen und Maßnahmen für die 
örtliche Wohnraumversorgung enthalten soll. Die Daten sind insofern nicht nur für 
potenzielle Investoren interessant, sondern auch für die Ziele der Stadtentwicklung. 
Vor diesem Hintergrund hat die Stadt Papenburg durch das Unternehmen GEWOS 
Institut für Stadt, Regional- und Wohnforschung GmbH aus Hamburg ein 
entsprechendes Wohnraumversorgungskonzept erstellen lassen. 
Aus der Analyse des Berichts geht hervor, dass in Papenburg ein deutlicher 
Neubaubedarf an Wohnungen besteht. Einerseits müssen abgehende Wohnungen 
ersetzt und andererseits muss der zusätzlichen Nachfrage Rechnung getragen 
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werden. Bis zum Jahr 2030 müssen rund 1.050 Wohnungen neu gebaut werden. Im 
Rahmen des Wohnungsneubaus müssen Angebote für verschiedene Zielgruppen mit 
unterschiedlichen Bedarfen geschaffen werden. Hierbei hat die die Analyse des 
preisgünstigen Wohnraums insbesondere bei kleinen Wohnungen bis 60 m² einen 
Nachfrageüberhang ergeben. Beim Wohnungsneubau sollte daher grundsätzlich 
darauf geachtet werden, dass auch das preisgünstige Segment bedient wird. Für 
private Investoren sind die betroffenen Geringverdienerhaushalte in einem 
angespannten Markt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht die bevorzugte 
Zielgruppe. Aus diesem Grund können Fördermaßnahmen die nötigen finanziellen 
Anreize für Investoren schaffen. Als Voraussetzung für die Fördermaßnahmen des 
Landes Niedersachsen muss der für den Bauort zuständigen Wohnraumförderstelle 
ein kommunales Wohnraumversorgungskonzept vorgelegt werden. 
Mit dem vorliegenden Konzept ist die Vorrausetzung gegeben, sodass die 
Förderprogramme des Landes in Anspruch genommen werden können. 
 
In der Stadt Papenburg stehen verschiedene städtische Flächen zur Verfügung die 
den vorgenannten Rahmenbedingungen entsprechen und entwickelt werden sollen.  
 
 
1.2 Lage des Plangebietes und Geltungsbereich 
 
Der Änderungsbereich der 6. Ä. des Bebauungsplanes Nr. 44 "Östlich Heideweg" 
liegt am südlichen Stadtrand von Papenburg. 
 

 
 Abbildung 1: Lage im Raum 

 
Der Geltungsbereich umfasst das Flurstück 112/10 (tlw.). 
Die für die Umsetzung des Vorhabens erforderlichen Flächen befinden sich im 
Eigentum der Stadt Papenburg.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst: 
 

� Flächen für ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 
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� Verkehrsflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
 
Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 2065 m² ist in der Planzeichnung dargestellt. 
Die Flur- bzw. Flurstücksnummern gehen aus der Planunterlage hervor. 
 
 
1.3 Städtebauliche Bestandsaufnahme 
 
Der Änderungsbereich befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes  
Nr. 44 „Östlich Heideweg“ und ist als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Grünanlagen“ festgesetzt. Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als 
Wohnbaufläche dargestellt. 
 
Die Fläche stellt sich zurzeit als gepflegte Scherrasenfläche (GR) dar. Im Osten der 
Grünfläche befindet sich eine Baumgruppe des Siedlungsbereiches (HE). Neben drei 
Birken befinden sich eine Weide sowie eine Esche im Plangebiet. Arrondiert wird der 
Änderungsbereich von Verkehrsflächen (OVS), wie der Moorstraße und dem 
Wacholderweg.  
 
Das Plangebiet liegt im innerstädtischen Bereich und schließt sich an Mischgebiets- 
und Wohnnutzungen an. 
 
 
1.4 Übergeordnete Planungsvorgaben 
 
Das Landesraumordnungsprogramm legt die Ziele der Raumordnung fest, die der 
Erfüllung der in § 1 des Nds. Gesetzes der Raumordnung und Landesplanung 
gestellten Aufgaben und der Verwirklichung der Grundsätze des § 2 des 
Raumordnungsgesetzes des Bundes dienen.  
Die Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP-VO) in der Fassung vom 26. September 2017 enthält keine der Planung 
entgegenstehende Darstellungen. 
Die Ziele des Landesraumordnungsprogrammes werden gem. § 5 Abs. 1 Nds. 
Raumordnungsgesetz in den Regionalen Raumordnungsprogrammen konkretisiert. 
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Emsland wurde im Jahr 
2010 neu aufgestellt und aus dem Landesraumordnungsprogramm entwickelt.  
 
Die Stadt Papenburg hat als Mittelzentrum zentralörtliche Bedeutung mit 
Schwerpunkt für die Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten.  
 
Die Festsetzungen Bebauungsplanänderung dienen der weiteren Entwicklung und 
Stärkung der zugewiesenen Aufgaben. 
 
Wie im Demografibericht (2015) und im Wohnraumversorgungskonzept (2017) der 
Stadt Papenburg aufgeführt, besteht auch ein entsprechender Bedarf zur 
Ausweisung von Baugrundstücken 
 
Der Änderungsbereich befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
44 „Östlich Heideweg“ und ist als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
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„Grünanlagen“ festgesetzt. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 
Papenburg ist der Bereich als Wohnbaufläche dargestellt. 
 
In der Stadt Papenburg stehen verschiedene städtische Flächen zur Verfügung die 
den Rahmenbedingungen des durch das Unternehmen GEWOS Institut für Stadt, 
Regional- und Wohnforschung GmbH aus Hamburg erstellte Wohnraumversorgungs-
konzept, insbesondere zum bezahlbaren Wohnraum, für die Stadt Papenburg 
entsprechen.  
In Abhängigkeit von der Verfügbarkeit und der städtebaulichen Entwicklung wird in 
Abstimmung mit potentiellen Investoren eine geeignete Fläche in die Planungen 
eingestellt. Somit ist eine alternative Standortsuche im Vorfeld des Bauleitplan-
verfahrens sichergestellt. 
 
Die Entwicklung des Geltungsbereiches steht entsprechend den vorgenannten 
Vorgaben im Einklang mit den Darstellungen und Anforderungen des RROP 2010 
sowie den Zielsetzungen des Landkreises Emsland und der Stadt Papenburg. 
Zusammenfassend kann gefolgert werden, dass übergeordnete Planungen der 
Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes nicht entgegenstehen. 
 
 
1.5 Planung 
1.5.1 Verkehrliche Erschließung  
 
Die Erschließung des Änderungsbereiches erfolgt aus südlicher Richtung über den 
bereits ausgebauten Wohnweg mit Anschluss an den Wacholderweg.  
 
 
1.5.1.1 Immissionsschutz  
 
Im Verfahren ist der Belang des Immissionsschutzes einzustellen. 
Ein schalltechnischer Planungsaspekt ergibt sich durch den Verkehrslärm von der in 
Plangebietsnähe verlaufenden Rheiderlandstraße (K 158), der Bundestraße B70 
sowie der Moorstraße selbst. 
Zur Beurteilung der Verkehrslärmimmissionen hat die Stadt Papenburg ein 
Fachgutachten durch den TÜV Nord, Hamburg mit Datum vom 05.02.2019 erstellen 
lassen. 
Das Gutachten ist als Anlage D zur Begründung beigefügt.  
Nachfolgend werden die für die Planung relevanten Ergebnisse zusammengefasst. 
 
Als Datengrundlage der Berechnung wurden eine zweiwöchige Knotenpunktszählung 
in 2018 für die Bundesstraße B70 und die Rheiderlandstraße (K 158) sowie eine 
Stichprobenzählung in 2018 für die Moorstraße zugrunde gelegt. 
 
Die Untersuchung (s. Anlage D) kam zu dem folgenden Ergebnis: 
 
„Das Ergebnis der Schallimmissionsberechnung zum Verkehrslärm gemäß der 
Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen (RLS 90) ergibt für die überbaubaren 
Flächen des Plangebietes Beurteilungspegel von 60 bis 64 dB(A) zur Tageszeit 
sowie von 51 bis 53 dB(A) zur Nachtzeit. Diese Pegelwerte liegen über den 
schalltechnischen Orientierungswerten der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ 
von tags 55 dB(A)/nachts 45 dB(A) für Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO. 
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Der führende Pegelbeitrag rührt von der unmittelbar am Plangebiet verlaufenden 
Moorstraße.“ 
 
Aufgrund der Überschreitung der o.g. Orientierungswerte wurde gutachterlich 
empfohlen im Bebauungsplan Festsetzungen zum mindestens erforderlichen 
baulichen (passiven) Schallschutz nach dem Maß der DIN 4109 „Schallschutz im 
Hochbau“ zu treffen. 
Gemäß dieser Norm entsprechen die Verkehrslärmimmissionen den 
Lärmpegelbereiche „III“ und „IV“. 
 
Für die vorliegende Planung werden die Festsetzungen zum erforderlichen 
Schalldämmmaß der Fassaden auf die zur Moorstraße weisenden Fassaden im 
Lärmpegelbereich „IV“ beschränkt. 
Die geringeren Anforderungen zum Lärmpegelbereich „III“ werden i.d.R bereits durch 
die gängigen baulichen Aufführungen nach Maßgabe der Wärmeschutzvorschriften 
erreicht. Aus diesem Grund wird auf Festsetzungen für den Lärmpegelbereich „III“ im 
vorliegenden Bauleitplanverfahren verzichtet. 
Zur Minimierung der Beeinträchtigung durch Verkehrslärm wird zusätzlich 
Festgesetzt dass im gesamten Plangebiet der Einbau von technischen 
Belüftungsanlagen für Schlafräume zur Sicherung ausreichender Nachtruhe 
vorzusehen ist. 
Für Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone)  kann nur für die Anordnung an der 
Süd-/Südwestseite der Wohnhäuser (ohne Einzelnachweis) von einer ausreichenden 
Schallabschirmung (gegenüber der Moorstraße) ausgegangen werden. 
 
Die Abgrenzungen für Bereiche mit Festsetzungen zum Schallschutz im 
Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 44 „Östlich Heideweg“ 
können der Planzeichnung und dem Gutachten (Anlage D) entnommen werden. 
 
 
1.5.2 Wasserwirtschaftliche Erschließung  
1.5.2.1 Oberflächenentwässerung 
 
Die Ableitung des Oberflächenwassers von den privaten Grundstücksflächen soll 
über eine Rückhaltung bzw. Versickerung auf dem Grundstück erfolgen. Hierzu wird 
zurzeit entwickelt, welches im Zusammenhang mit den Hochbaumaßnahmen und der 
Freiflächengestaltung umgesetzt werden soll. Eine Festsetzung von Flächen für die 
Wasserwirtschaft im Plangebiet ist nicht vorgesehen. Diese Anlagen und 
Einrichtungen sollen unterirdisch in Abstimmung mit den vorgenannten 
Baumaßnahmen hergestellt werden.  
Somit sind Änderungen des Bebauungsplans infolge der Herstellung von 
Entwässerungsanlagen nicht zu erwarten.  
 
In die Bauleitplanunterlagen wurde eine textliche Festsetzung aufgenommen, dass 
eine ungedrosselte Ableitung des Oberflächenwassers von den privaten 
Grundstücksflächen nicht zulässig ist. 
Die Stadt Papenburg wird die Erforderlichkeit einer Änderung der wasserrechtlichen 
Erlaubnis aufgrund der vorliegenden Planung prüfen und dann die notwendigen 
genehmigungstechnischen Schritte einleiten. 
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Im Bebauungsplan wurde das im Einmündungsbereich des Wacholderweg/ 
Moorstraße befindliche Regenwasser Pumpwerk als Fläche für öffentliche 
Versorgungsanlagen festgesetzt. 
 
 
1.5.2.2 Schmutzwasserkanalisation 
 
Das Plangebiet wird an das vorhandene Schmutzwasserkanalisationsnetz der Stadt 
Papenburg angeschlossen. 
Das Schmutzwasser wird der städtischen Kläranlage zugeführt. 
 
 
1.5.3 Sonstige Erschließung 
 
Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den 
abfallrechtlichen Bestimmungen sowie der jeweils gültigen Satzungen zur 
Abfallentsorgung des Landkreises Emsland. Träger der öffentlichen Abfallentsorgung 
ist der Landkreis Emsland. 
 
Der im Änderungsbereich anfallende Abfall muss gesammelt und in geeigneten 
Abfallsammelbehältern an der von Abfallsammelfahrzeugen ordnungsgemäß zu 
befahrenden Straße (Moorstraße) zur Abfuhr bereit gestellt werden. 
 
Evtl. anfallender Sonderabfall wird einer den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechenden Entsorgung zugeführt. 
 
Der Änderungsbereich wird an das Versorgungsnetz der Energieversorgung Weser-
Ems (Elt und Gas) und an das Netz der Deutschen Telekom oder eines anderen 
Anbieters angeschlossen. 
Die Versorgung mit Trinkwasser wird durch den Wasserverband "Hümmling" 
sichergestellt. 
 
Die Versorgungsunternehmen werden rechtzeitig vor Beginn der 
Erschließungsmaßnahmen im Rahmen eines Ortstermins in die Maßnahme 
eingewiesen und erhalten anschließend ausreichend Zeit für die Herstellung der 
erforderlichen Ver- und Entsorgungsanlagen. 
 
 
1.5.4 Versorgungsleitungen 
 
Vorhandene Leitungstrassen im öffentlichen Verkehrsraum sind bei den 
Baumaßnahmen zu beachten.  
 
 
1.5.5 Bodenordnende Maßnahmen 
 
Die Flächen des Planbereiches und die zur Umsetzung der Kompensations-
maßnahmen erforderlichen Flächen befinden sich im Eigentum der Stadt Papenburg.  
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1.5.6 Altlasten/Kampfmittel 
 
Altlasten oder Altablagerungen im Plangebiet sind der Stadt Papenburg nicht 
bekannt. 
Die Stadt Papenburg hat eine Luftbildauswertung für das Plangebiet bei der 
zuständigen Behörde beauftragt und es wurde kein Handlungsbedarf festgestellt. 
 
 
1.5.7 Naturschutzfachliche Betrachtung 
1.5.7.1 Allgemeines 
 
Bei der Planung handelt es sich um eine Nachverdichtung im Innenbereich in einer 
Größenordnung von 2.100 qm. Im engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 
Zusammenhang werden derzeit keine weiteren Bebauungspläne aufgestellt, so dass 
die Planung mit weniger als 20.000 qm Grundfläche im beschleunigten Verfahren als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB aufgestellt werden kann. 
Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß Abs. 2 Nr. 4 in den Fällen des Absatzes 
1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu 
erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Vor diesem Hintergrund ist die Kompensation des Eingriffs nicht erforderlich. 
 
Da es sich bei der Fläche allerdings um eine im Ursprungsplan festgesetzte 
Grünfläche handelt, wird der Eingriff in diesem Fall an anderer Stelle kompensiert. 
 
Durch die vorliegende Planung wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet. 
Ferner bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6  
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter. 
 
Im Plangebiet gelten keine Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung oder der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes. Zudem sind keine weiteren Schutzgebiete 
innerhalb des Geltungsbereiches und im direkten Umfeld vorhanden. 
 
Im Rahmen der Bestandserfassung konnten keine schutzwürdigen oder geschützten 
Arten erfasst werden. Des Weiteren weist das Untersuchungsgebiet keine 
schutzwürdigen Biotope oder Lebensgemeinschaften auf. 
Das Begehungsergebnis wurde in Form einer Biotoptypenkarte s. Abbildung 2 
dokumentiert. 
 
Die Fläche stellt sich zurzeit als gepflegte Scherrasenfläche (GR) dar. Im Osten der 
Grünfläche befindet sich eine Baumgruppe des Siedlungsbereiches (HE). Neben drei 
Birken befinden sich eine Weide sowie eine Esche im Plangebiet. Umgeben wird das 
Plangebiet von Verkehrsflächen (OVS), wie der Moorstraße und dem Wacholderweg. 
Die Planfläche liegt mitten in einem Siedlungsgebiet, welches sich durch 
Einzelhäuser mit größeren Hausgärten und älteren Gehölzbeständen auszeichnet. 
Im Weiteren Umfeld sind Grünlandflächen vorhanden, diese werden neben der 
Beweidung u.a. gartenbaulich genutzt. 
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Für die vorgenannten Flächen besteht bereits ein Baurecht über die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 44 „Östlich Heideweg“ (incl. der 2. bis 5., 
Änderung) eingestellten nutzungsrechtlichen und gestalterischen Festsetzungen 
Aufgrund der angrenzenden Nutzungen wie z.B. Wohnbebauung, private Ziergärten, 
Straßenverkehrsflächen ist mit einer wesentlichen Beeinträchtigung der 
angrenzenden Biotoptypen nicht zu rechnen. 
 
Die geplante Flächennutzung führt vornehmlich zum Verlust von anthropogen stark 
beeinflussten Flächen. Diese Lebensraumstruktur beherbergt keine gefährdeten 
Arten- und Lebensgemeinschaften. Die intensive Nutzung überformt das vorhandene 
Lebensraumpotenzial erheblich, so dass lediglich euryöke Arten im Raum der 
Eingriffsbewertung zugrunde gelegt werden können. Eingriffe in die Pflanzenwelt und 
Lebensräume von Tieren führen hier nicht zu erheblichen und nachhaltigen 
Beeinträchtigungen. Die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG können nach dem derzeitigen Kenntnisstand ausgeschlossen werden. Bei 
den möglichen vorkommenden Arten kann eine dauerhafte Gefährdung der 
jeweiligen lokalen Populationen unter Berücksichtigung der definierten Maßnahmen 
zur Vermeidung bzw. der Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 
ökologischen Funktionalität ausgeschlossen werden, so dass sich der 
Erhaltungszustand der Populationen in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet nicht 
verschlechtern wird. 
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Abbildung 2: Biotoptypenkarte   
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1.5.7.2 Bilanzierung des Eingriffs 
 
Der Änderungsbereich befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 44 „Östlich Heideweg“ und ist als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Grünanlagen“ festgesetzt. Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als 
Wohnbaufläche dargestellt. 
 
Die Wertigkeit nach dem NDS. STÄDTETAGSMODELL (2013) der vorkommenden 
Biotoptypen wird im Folgenden beschrieben. Die verwendeten Abkürzungen der 
nachstehenden Tabelle richten sich u.a. nach DRACHENFELS (2016) i.V.m. dem 
NDS. STÄDTETAGSMODELL (2013). Die im Untersuchungsgebiet auftretenden und 
beschriebenen Biotoptypen nach DRACHENFELS (2016) dienen lediglich zur 
Beschreibung des derzeitigen Zustandes des Gebietes. Wie bereits angeführt, 
stellen die Festsetzungen aus den rechtskräftigen Bebauungsplänen, hier 
Bebauungsplan Nr. 44 einschließlich dessen Änderungen, bestehendes Baurecht dar 
und werden als Ist-Zustand in der Eingriffsregelung bilanziert. 
 
Erläuterungen zur Spalte „Ist-Zustand“ 
Nach Auswertung der Bestandsaufnahme wurden für das Untersuchungsgebiet die 
in der Tabelle 1 „Eingriffsbilanzierung unter „Ist- Bestand Plangebiet“ aufgeführten 
Biotoptypen und die dazugehörigen Wertfaktoren nach dem Niedersächsischen 
Städtetag- Modell (Stand 2013) ermittelt. 
 
Erläuterungen zur Spalte „Planung/Ausgleich“ 
Die Spalte „Planung/Ausgleich“ umschreibt die Planung der 6. Änderung 
Bebauungsplans Nr. 44 „Östlich Heideweg“. Die maßgeblichen Festsetzungen 
werden in der Begründung erläutert und in der Planzeichnung festgesetzt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst: 
 

� Flächen für ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 
� Verkehrsflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

 
Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 2.065 m² ist in der Planzeichnung 
dargestellt. Die Flur- bzw. Flurstücksnummern gehen aus der Planunterlage hervor. 
 
Für das geplante „Wohngebiet“ (WA) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
festgesetzt. Die Restfläche wird als unversiegelt bzw. als Grünfläche bilanziert und 
mit einem Wertfaktor von „1“ bemessen. Ferner werden Straßenverkehrsflächen 
festgesetzt. 
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Tabelle 1: Rechnerische Bilanz 

Tab.: Rechnerische Bilanz     Stadt Papenburg, 6. Änd. B-Plan Nr.44 

Berechnung des Flächenwertes der Eingriffs-/Ausgleichsflächen      

Ist-Zustand      Planung/Ausgleich        

Biotoptypen Fläche (m²) Wertfaktor Flächenwert Eingriffsfläche Fläche (m²) Wertfaktor Flächenwert 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Allg. Wohngebiet 
(OEL) 
(WA, 60 % 
versiegelt) 

181 0 0 

Allg. Wohngebiet 
(OEL) 
(WA, 60 % versiegelt) 

896 0 0 

Allg. Wohngebiet 
(OEL) 
(PH, 40 % 
unversiegelt) 

120 1 120 

Allg. Wohngebiet 
(OEL) 
(PH, 40 % 
unversiegelt) 

597 1 597 

Straßenverkehrs-
flächen (OVS) 
(80 % versiegelt) 

215 0 0 

Straßenverkehrs-
flächen (OVS) 
(80 % versiegelt) 

456 0 0 

Straßenverkehrsbe
gleitgrün (GR) 
(20 % unversiegelt) 

54 1 54 

Straßenverkehrsbegl
eitgrün (GR) (20 % 
unversiegelt) 

114 1 114 

Scher-/ 
Trittrasengesellscha
ften (GR) 

1.493 1 1.493 

Baumreihe/ 
Einzelbäume (HE) 

 Baumreihe/ 
Einzelbäume (HE) 

Erhalt von Bäumen; bei Fällung von 
Bäumen sind Bäume separat zu ersetzen 
(je 10 cm BHD ein Baum) 

      

Summe: 2.063 1.667 2.063 711 

Flächenwert der Eingriffs-/Ausgleichsfläche (Planung/Ausgleich)    

abzgl.   

Flächenwert der Eingriffs-/Ausgleichsfläche (Ist-Zustand)   

-956  WE     
                

 
Aus der quantitativen Gegenüberstellung des Bestandswertes von 1.667 WE und 
des Planungswertes von 711 WE geht ein Kompensationsdefizit von -956 WE hervor. 
 
Auf eine Bilanzierung der Biotoptypen außerhalb des Geltungsbereiches bis zu einer 
Entfernung von ca. dreißig bis fünfzig Meter wird aufgrund der anthropogenen 
Überformung der vorkommenden Biotoptypen (Siedlungs- und Verkehrsflächen etc.) 
verzichtet. Eine Beeinträchtigung der angrenzenden Biotope konnte nicht 
herausgestellt werden. Somit kann auf eine Bilanzierung verzichtet werden. Ein 
Kompensationsbedarf entsteht nicht. 
 
 
1.5.7.3 Kompensationsmaßnahmen 
 
Aufgrund der oben angeführten Eingriffsbilanzierung ist ein Kompensationsdefizit von 
rd. -956 Werteinheiten (WE) aufgetreten. Als Kompensationsmaßnahme wird von der 
Stadt Papenburg das Pflanzen von Obstbäumen vorgeschlagen. Hierfür wird eine in 
Sukzession befindliche Grünlandfläche der Gemarkung Aschendorf (Flur 47, 
Flurstück 48/8) herangezogen. Die Fläche soll durch die Pflanzung von Obstbäumen 
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aufgewertet werden. Vorzugsweise sollen für einen Obstbaumbestand alte, 
heimische Sorten verwendet werden. 
 
Durch die Pflanzung von Obst- oder Laubbäumen wird eine Fläche von 64 m² (8 m x 
8 m) je Baum angenommen. Bei einem Kompensationsdefizit von rd. 956 WE ergibt 
das bei einer Aufwertung von 1 WE/m² insgesamt mind. 15 Obstbäume. Durch die 
Kompensationsmaßnahmen wird eine ökologische Aufwertung der Fläche zum Ist-
 Zustand erreicht.  
 
Anpflanzung von Obstbäumen (traditionelle Obstwiese) 
 
Im Rahmen der Kompensationsmaßnahme ist die Aufwertung einer in Sukzession 
befindliche Grünlandfläche geplant. Die Kompensation erfolgt somit auf dem 
Flurstück 48/8 der Flur 47 in der Gemarkung Aschendorf.  
Das Kompensationserfordernis umfasst rd. 956 WE. Dies entspricht bei einer 
Aufwertung von 1 WE/m² einer Pflanzung von mind. 15 Obstbäumen. Jedem 
Obstbaum steht eine Grundfläche von ca. 64 m² zur Verfügung. Somit ist 
sichergestellt, dass der einzelne Obstbaum einen gesunden und optimalen Habitus 
entwickeln kann.  
Die Stadt Papenburg stellt hierfür eine 2.600 m² große Fläche zur Verfügung, auf der 
20 Obstbäume gepflanzt werden (s. Abbildung 3). 
 

Abbildung 3: Kompensationsfläche  
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Entsprechend der zuvor beschriebenen Kompensationsmaßnahme wird das 
festgestellte Eingriffsdefizit ausgeglichen (s. untenstehende Tabelle).  
 
Tabelle 2: Berechnung des Flächenwertes der Kompensationsflächen 

Ist-Zustand Planung/Ausgleich   

Biotoptypen Fläche (m²) Wertfaktor Flächenwert Eingriffsfläche Fläche (m²) Wertfaktor Flächenwert 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Ehem. 
Landwirtschaftliche 
Grünlandfläche – 

Sukzession 
(Flurstück 48/8, 

Flur 47, Gem. Asd) 

2.600 3 7.800 
Anlage einer 

Streuobstwiese (HOJ) 
1.300 4 5.200 

    

Ehem. 
Landwirtschaftliche 
Grünlandfläche – 

Sukzession 

1.300 3 3.900 

Summe: 2.600   7.800   2.600   9.100 

Flächenwert der Eingriffs-/Ausgleichsfläche (Planung/Ausgleich)    

abzgl.   

Flächenwert der Eingriffs-/Ausgleichsfläche (Ist-Zustand)   

+1.300  WE     

 
Aus der zuvor durchgeführten Eingriffsbilanzierung geht ein Kompensationsdefizit 
von - 956 WE hervor. Dem gegenüber steht ein Kompensationsvolumen von 
+1.300 WE. Entsprechend der beschriebenen Kompensationsmaßnahme wird das 
festgestellte Eingriffsdefizit ausgeglichen. Es verbleibt ein Kompensations-
überschuss von rd. 344 WE, der für zukünftige Planungen und Projekte zur 
Verfügung steht. 
 
Im Folgenden erfolgt eine kurze Beschreibung der Anpflanzung für die Obstbäume: 
 
Die Obstbäume werden locker verteilt oder reihenversetzt gepflanzt. Eine strenge 
Reihenpflanzung ist zu unterbinden. Als Qualität kommen Hochstämme mit 
Stammdurchmesser 10-14 cm zum Einsatz. Es werden als Standsicherung 
Holzpfähle (einer pro Baum mit Bindung) angebracht. 
Bei den Obstgehölzen sind lokale Arten zu verwenden. Die Sortenauswahl wird in 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Emsland 
vorgenommen bzw. erfolgt in Anlehnung an die Liste der geförderten Hochstamm-
Obstsorten. Die Auswahl betrifft die Apfel-, Birnen-, Süß- und Sauerkirschsorten 
sowie Pflaumen, Zwetsche, Mirabelle und Walnuss.  
 
Die Obstbäume erhalten die ersten drei Jahre Erziehungs- bzw. Pflegeschnitte. 
 

• Pflanzverband: ca. 8 m x 8 m, das entspricht 64 m² je Baum (kleine 
Obstwiese). 

• Mindestqualität: H, 10-14, (Pflanzqualität entsprechend DIN 18916 
„Pflanzen und Pflanzarbeiten"). 

• Regelmäßige Überprüfung der Baumanbindung. 
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• Offenhalten einer Baumscheibe von mindestens 1,5 m Durchmesser durch 
mulchen mit entfernen von Kraut- oder Grasbewuchs in der 
Anwuchsphase. 

• Schutzmaßnahmen gegen möglichen Wildverbiss bei Bedarf 
(Fegemanschette). 

• Im ersten Standjahr bei anhaltender Trockenheit wässern. 
• Der Untergrund der Streuobstwiese ist extensiv zu pflegen (z.B. 

zweimalige Mahd). 
• Bei einer Beweidung der Streuobstwiese sind die Bäume gegen 

Verbissschäden zu schützen (z.B. Drahthose). 
 
Auf die Verwendung alter, regionaler Sorten ist zu achten. Diese werden von 
einzelnen Baumschulen vermehrt. Die Fläche kann mit Landschaftsrasen (RSM 9) 
eingesät werden.  
 
Die Obstgehölze werden mit Baumverankerungen (Zwei- oder Dreiecksverband, 
Befestigung mit Kokosstrick oder handelsüblicher, dehnbarer Hohlplastik) gesichert. 
Diese werden nach der Entwicklungspflege wieder entfernt. 
 
Es wird ein Stammschutz aus Jutegewebe sowie ein Wildverbissschutz (Drahthosen, 
handelsübliche Spiralen oder Baumschoner aus Plastik, mindestens 1,20 m hoch) 
angebracht. Diese werden nach der Entwicklungspflege wieder entfernt. 
 
Mindestens alle drei Jahre wird ein fach- und sachgerechter Pflege- und 
Erziehungsschnitt vorgenommen. 
 
Die Grundfläche bzw. der Untergrund der Streuobstwiese wird extensiv gepflegt. Die 
extensive Pflege kann durch eine zweimalige Mahd/Jahr oder durch eine Beweidung 
mit Schafen etc. bewerkstelligt werden. Im Falle einer Beweidung werden 
Maßnahmen gegen Verbissschäden durch Weidetiere ergriffen. 
 
Auf die Verwendung alter, regionaler Sorten ist zu achten. Diese werden von 
einzelnen Baumschulen vermehrt. 
 
 
1.5.8 Denkmalschutz 
 
Der Belang der Denkmalpflege und Archäologie wurde als Hinweis in die 
Bauleitplanunterlagen eingestellt. 
 
 
1.6 Festsetzungen des Bebauungsplanes und Hinweise 
1.6.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Gemäß dem speziellen Bedarf wurde im Geltungsbereich folgende bauliche Nutzung 
gem. BauNVO festgesetzt: 
 
- Mischgebiet „WA“ gem. § 4 BauGB; dieses Gebiet dient vorwiegend dem 

Wohnen. 
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1.6.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Um eine städtebaulich geordnete Entwicklung sowie ein einheitliches Ortsbild zu 
gewährleisten, wurde in Anlehnung an die Festsetzungen in den umgebenden 
Baugebieten die Grundflächenzahl mit 0.4, die Geschoßflächenzahl mit 0.8 und die 
Zahl der Vollgeschosse mit II festgesetzt.  
 
Insofern wird eine kontinuierliche städtebauliche Weiterentwicklung des 
Gesamtgebietes gewährleistet. 
 
 
1.6.3 Bauweisen und Baugrenzen 
 
Für die Bebauung im “Allgemeinen Wohngebiet“ wurde die offene Bauweise 
festgesetzt. Es sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser und 
Doppelhäuser zulässig.  
Durch die Festsetzung von Baugrenzen soll eine städtebauliche Ordnung 
gewährleistet werden. 
Die Baugrenzen sind jedoch so gewählt, dass dem Grundstückseigentümer ein 
Gestaltungsfreiraum im Hinblick auf die Anordnung der Gebäude auf dem 
Grundstück erhalten bleibt. 
 
 
1.6.4 Textliche Festsetzungen 
 
1. Traufenhöhe (§ 9 Abs.1 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO, § 18 Abs. 1 BauNVO) 

Die maximal zulässige Traufenhöhe wird auf 6,30 m festgelegt. Diese 
Traufenhöhen dürfen nicht überschritten werden. Dabei darf die 
Trauflinie durch untergeordnete Dachabschleppungen (z. B. 
Eingangsüberdachung), Anbauten und Zwerchgiebeln unterbrochen 
werden.  
Die Traufenhöhe ist definiert als Schnittpunkt der Außenwandfläche mit 
der Dachhaut über der Oberkante der dem jeweiligen Grundstück 
zugeordneten Erschließungsstraße. 
Die NN–Höhen und Bezugspunkte können der Planzeichnung 
entnommen werden. 
 Diese Festsetzung ist erforderlich, um die Maßstäblichkeit der 
 Gesamtbebauung zu wahren und entspricht dem von der Stadt Papenburg 
 entworfenen Gestaltungsrahmen. 

 
2. Sockelhöhe (§ 9 Abs.1 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO, § 18 Abs. 1 BauNVO) 

 Die Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss darf nicht höher 
als 50 cm über fertig ausgebautem Erschließungsniveau NN liegen.  
Die NN–Höhen und Bezugspunkte können der Planzeichnung 
entnommen werden. 
 Diese Festsetzung ist erforderlich, um einem uneinheitlichen Siedlungsbild mit 
 zum Teil stark überhöhtem Bodenauftrag entgegenzuwirken. 
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3. Garagen, Carports und Nebenanlagen (§ 12 BauNVO, § 14 BauNVO) 
Innerhalb der straßenseitigen nicht überbaubaren Grundstücksfläche zur 
Moorstraße (Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und Baugrenze) 
sind Garagen/Carports gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen i.S.d. § 14 
BauNVO unzulässig. 
Die Festsetzung dient der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der 
Erschließungsstraße. Zusätzlich wird hierdurch die Entstehung von 
Straßenschluchten durch beidseitige Bebauung an den Grundstücksgrenzen 
zur Verkehrsfläche vermieden.  

 
4. Beschränkung der Zahl der zulässigen Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 
 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind maximal 12 Wohneinheiten im 
Plangebiet zulässig. 

 
Das Wohn- und Sozialgefüge der an den Geltungsbereich grenzenden 
Bebauung ist von selbstgenutzten Einzelhäusern geprägt.  
 
Mehr als 12 Wohneinheiten würden deshalb aufgrund der höheren 
Nutzungsintensität als störend empfunden. Diese Festsetzung wird Schutz der 
der vorhandenen und zukünftig geplanten Baustruktur getroffen. Weiterhin 
werden durch diese Festsetzung die mit höheren Wohnungszahlen 
verbundenen Folgen (Verkehrsintensität, Stellplatzbedarf) minimiert 
 

5. Generelle Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung (gem. § 1  
 Abs. 5 und 6 und § 4 Abs. 3 BauNVO) 
 
5.1 Einschränkung der ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im 

„Allgemeinen Wohngebiet“ (WA): 
 
 Die im allgemeinen Wohngebiet nach BauNVO § 4 Abs. 3  
 

‒ Nr. 4 Gartenbaubetriebe 
‒ Nr. 5 Tankstellen 

 
vorgesehen Ausnahmen sind nicht Bestandteil des vorliegenden 
Bebauungsplans. 

 
Der Ausschluss der vorgenannten Nutzungen begründet sich aus der 
Tatsache, dass durch die o.g. Einrichtungen die zulässigen Nutzungen in einer 
Art und Weise beeinträchtigt werden, die ein einvernehmliches Miteinander 
hinsichtlich der zu erwartenden Emissionen und der sozialen Verflechtungen 
ausschließen. Für die o.g. Nutzungen stehen in anderen Bereichen des 
Stadtgebietes ausreichende Flächen zur Ansiedelung der entsprechenden 
Nutzungen zur Verfügung. 

 
6. Immissionsrechtliche Festsetzungen (§ 1 Abs. 4 BauNVO) 
6.1 Schallschutz für Außenfassaden gemäß DIN 4109 

• Im gekennzeichneten Bereich sind für Fassaden, deren Lotrechte zur 
Moorstraße weist, passive Schallschutzmaßnahmen gemäß den 
Anforderungen des Lärmpegelbereichs „IV“ nach DIN 4109 –
Schallschutz im Hochbau- mit einem Mindestwert des resultierenden 
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Schalldämmmaßes R´w,res = 40 dB als Mindestwert notwendig. Dieser 
Wert ist auf die Gesamtheit von Wänden, Fenstern, Türen, 
Dachschrägen, Dachgauben etc. bezogen. 
 

• Im gesamten Geltungsbereich der 6. Änderung der Bebauungsplan Nr. 
44 „Östlich Heideweg“ sind zum Schutz der Nachtruhe Schlafräume 
(Schlafzimmer, Kinderzimmer) mit schallgedämmten Raumlüftungs-
geräten auszustatten, sofern der notwendige hygienische Luftwechsel 
nicht anderweitig gewährleistet werden kann 

 
6.2 Schallschutz für Außenwohnbereiche 

Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone etc.) sind ohne Einzelnachweis nur 
an der Süd-/Südwestseite, mit einer ausreichenden Schallabschirmung durch 
die Wohngebäude zur Moorstraße, zulässig. 
Alternativ ist ein Nachweis von Schutzvorkehrungen für den Außenwohn-
bereich auf den Zielwert von 55 dB(A) vorzulegen. 
 
Durch die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen werden die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sowie die Wohnbedürfnisse der 
zukünftigen Bewohner gemäß den Vorgaben des BauGB ausreichend 
berücksichtigt. 

 
 
1.6.5 Ökologische Festsetzungen 
 
1. Bei einer Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) sind 

für die zusätzlich versiegelte Fläche ausschließlich wasserdurchlässige 
Materialien bzw. Beläge zu verwenden. 
Damit wird sichergestellt, dass ein Teil des Oberflächenwassers auch 
versickern kann. Diese Festsetzung fördert grundsätzlich die 
Grundwasserneubildungsrate und entschärft die Entwässerungssituation im 
Plangebiet. Dieses gilt insbesondere bei Starkregenereignissen. Des Weiteren 
können durch solche Maßnahmen die Flächen, die zur Regenrückhaltung 
bereitgestellt werden müssen, reduziert werden.  
 

2. Vor der Beseitigung potentieller Höhlenbäume im Plangebiet sind diese 
durch geschultes Fachpersonal auf die Nutzung von gehölzbrütenden 
Vogelarten und/oder Fledermäusen zu prüfen (Ökologische 
Baubegleitung). 
Diese Festsetzung ist erforderlich, um eine Gefährdung der gehölzbrütenden 
Tiere auszuschließen. 

 
3. Kompensationsmaßnahmen (gemäß § 1a Abs. 3 BauGB) 

 
Als Kompensationsfläche steht folgende Fläche zur Verfügung: 
 
Stadt Papenburg, Gemarkung Aschendorf, Flur 47, Flurstück 48/8 
Gesamtgröße der Fläche: ca. 2.600 m² 
 

  



Ing.-Büro W. Grote GmbH  21 
 

 

Begründung 6.Ä BPlan Nr.44 "Östlich Heideweg", Stadt Papenburg 

Kompensationsmaßnahme: Anlage einer Obstwiese (HOJ): 
 
Im Rahmen der Kompensationsmaßnahme ist die Aufwertung einer in 
Sukzession befindliche Grünlandfläche geplant. Die Kompensation erfolgt 
somit auf dem Flurstück 48/8 der Flur 47 in der Gemarkung Aschendorf.  
Das Kompensationserfordernis umfasst rd. 956 WE.  
Die Stadt Papenburg stellt hierfür eine 2.600 m² große Fläche zur Verfügung, 
auf der 20 Obstbäume gepflanzt werden.  
 
Die Obstbäume werden locker verteilt oder reihenversetzt gepflanzt. Eine 
strenge Reihenpflanzung ist zu unterbinden. Bei den Obstgehölzen sind lokale 
Arten zu verwenden. Die Sortenauswahl wird in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Emsland vorgenommen bzw. erfolgt in 
Anlehnung an die Liste der geförderten Hochstamm-Obstsorten. Die Auswahl 
betrifft die Apfel-, Birnen-, Süß- und Sauerkirschsorten sowie Pflaumen, 
Zwetsche, Mirabelle und Walnuss. Die Obstbäume erhalten die ersten drei 
Jahre Erziehungs- bzw. Pflegeschnitte. 

 
• Pflanzverband: ca. 8 m x 8 m, das entspricht 64 m² je Baum (kleine 

Obstwiese). 
• Mindestqualität: H, 10-14, (Pflanzqualität entsprechend DIN 18916 

„Pflanzen und Pflanzarbeiten"). 
• Regelmäßige Überprüfung der Baumanbindung. 
• Offenhalten einer Baumscheibe von mindestens 1,5 m Durchmesser durch 

mulchen mit entfernen von Kraut- oder Grasbewuchs in der 
Anwuchsphase. 

• Schutzmaßnahmen gegen möglichen Wildverbiss bei Bedarf 
(Fegemanschette). 

• Im ersten Standjahr bei anhaltender Trockenheit wässern. 
• Der Untergrund der Streuobstwiese ist extensiv zu pflegen (z.B. 

zweimalige Mahd). 
• Bei einer Beweidung der Streuobstwiese sind die Bäume gegen 

Verbissschäden zu schützen (z.B. Drahthose). 
 

Auf die Verwendung alter, regionaler Sorten ist zu achten. 
 
 
1.6.6 Örtliche Bauvorschriften gem. § 84 NBauO 
 
1. Die Dächer der Hauptbaukörper sind nur als Sattel- oder Walmdächer 

zulässig. 
 Die Dachneigung wird dabei wie folgt festgesetzt: 

- Sattel- und Walmdächer zwischen 30 und 55 Grad 
- Flachdachanteile des Hauptbaukörpers dürfen maximal ¼ der 

Grundfläche des Hauptbaukörpers  
betragen. 
Da mit der Ausweisung des Baugebietes keine sensiblen städtebaulichen 
Bereiche betroffen sind, wird die Regelung der Bauvorschriften im Allgemeinen 
Wohngebiet in Anlehnung an die bestehende Bebauung entlang der 
Moorstraße darauf beschränkt, dass die Dachformen und Dachneigungen 
festgesetzt werden.  
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2. Zur öffentlichen Verkehrsfläche hin dürfen versiegelte Flächen, wie 
Garagenzufahrten und Hauseingänge, eine Breite von insgesamt 5,00 m 
nicht überschreiten. 

 Damit soll geregelt werden, dass die versiegelten Flächen zur Straße hin in 
einem verträglichen Rahmen bleiben. 

 
3. Im Übergangsbereich zur öffentlichen Straße ist eine Linienentwässerung 

einzubauen, die verhindert, dass das auf dem Privatgrundstück anfallende 
Oberflächenwasser der öffentlichen Straße zugeleitet wird. 

 Ziel ist die Versickerung und Verwertung des anfallenden Oberflächenwasser 
auf den Grundstücken. 

 
4. Bepflanzungen oder Begrünungen der Dachflächen sind allgemein 

zulässig. 
  
5. Anlagen zur Energiegewinnung innerhalb von Dachflächen sind allgemein 

zulässig. 
 
6. Als Grundstückseinfriedung sind entlang öffentlicher Verkehrsflächen nur 

Heckenanpflanzungen zulässig. 
 Mit dieser Festsetzung soll gewährleitet werden, dass sofern eine Einfriedung 

gewünscht ist, diese durch eine Eingrünung des Grundstücks erfolgt. Eine 
Grüngestaltung hat sowohl positive Auswirkungen auf die Gestaltung als auch 
auf den Naturhaushalt im Plangebiet. 

 
7. Das als unbelastet geltende und nicht als Brauchwasser genutzte 

Dachflächenwasser und das Oberflächenwasser der versiegelten 
Außenflächen der privaten Grundstücke muss auf dem jeweiligen 
Grundstück oberflächig oder unterirdisch versickert werden bzw. kann 
gedrosselt in den öffentlichen RW-Kanal abgeleitet werden.  
Die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) bleiben hiervon 
unberührt. 

 
 
1.6.7 Hinweise 
 
a) Bodenfunde 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche 
Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, 
Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch 
geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des 
Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege – Abteilung Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 
Tel. 0441 / 799-2120 unverzüglich gemeldet werden. 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. 
Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
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b) Kampfmittelbeseitigung 
Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) 
gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 
oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der Zentralen Polizeidirektion zu 
benachrichtigen. 
 
c) Abfallentsorgung 
Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den 
abfallrechtlichen Bestimmungen sowie den jeweils gültigen Satzungen zur 
Abfallentsorgung des Landkreises Emsland. 
Träger der öffentlichen Abfallentsorgung ist der Landkreis Emsland. 
Anwohner im Änderungsbereich müssen ihre Abfallbehälter an der von 
Abfallsammelfahrzeugen ordnungsgemäß zu befahrenden Straße „Moorstraße“ zur 
Abfuhr bereitstellen.  
 
d) Versorgungsleitungen 
Die Lage der Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Telekommunikation, Wasser, 
Abwasser) ist den jeweiligen Bestandsplänen der zuständigen Versorgungs-
unternehmen zu entnehmen; die notwendigen Schutzvorkehrungen und 
Nutzungsbeschränkungen sind zu beachten. Vor Beginn der Bauausführung sind mit 
den jeweiligen Leitungsträgern die erforderlichen Abstimmungsgespräche zu führen 
und der Beginn der Bauausführung zu koordinieren. 
 
e) Oberflächenentwässerung auf den Baugrundstücken 
Das auf den Grundstücken anfallende Regenwasser ist, soweit möglich, 
aufzufangen, zu verwerten oder zu versickern.  
 
f) Baumschutzsatzung 
Auf die Beachtung der Satzung der Stadt Papenburg über den Schutz des 
Baumbestandes vom 15.11.2008 wird hingewiesen. 
 
g) Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikationsdienstleistungen 
Entsprechend § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz gilt für neu errichtete 
Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikations-
dienstleistungen verfügen sollen, dass diese gebäudeintern bis zu den 
Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven 
Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 Abs. 17b TKG) sowie einem Zugangspunkt zu 
diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten sind. 
 
h) Bauliche Nutzung/Vorschriften 
Für diesen Bebauungsplan gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der 
Grundstücke (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132), die durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist. 
Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften können bei der Stadt Papenburg, 
Fachdienst Planen und Umwelt, im Vorraum zu den Zimmern 204/205, eingesehen 
werden. 
 
Dies betrifft vorwiegend nachfolgende in den textlichen Festsetzungen und 
Hinweisen aufgeführte DIN-Normen und Vorschriften: 
 
DIN 4109   Schallschutz im Hochbau  
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i) Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 NBauO, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes zuwider handelt. 
Als Tatbestand gilt die Nichteinhaltung der im Bebauungsplan getroffenen 
bauleitplanerischen Festsetzungen. 
Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 
500.000 € geahndet werden. 
 
 
1.7 Flächenbilanz 
 
Die Flächen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gliedern sich wie folgt: 
 
Fläche des Geltungsbereiches      ca. 0,21 ha 
 
davon 
 
Fläche für ein allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO  ca.  0,15 ha  
 
Straßenverkehrsflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB  ca.  0,06 ha 
 
 
1.8 Durchführung der Planung und Kosten 
 
Das Bauleitplanverfahren wird von der Stadt Papenburg durchgeführt. 
Die für die Erschließung des Plangebietes (Straßenbau, RW/SW- Kanal, etc.) 
erforderlichen Kosten sind bzw. werden in den Haushalt der Stadt Papenburg 
eingestellt. Einzelheiten regelt ein städtebaulicher Vertrag mit dem Investor. 
 
 
1.9 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Grundsätze des § 1a Abs. 2 BauGB in 
der Abwägung zu berücksichtigen. Danach soll mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umgegangen werden, dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Stadt, insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung, zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als 
Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang 
umgenutzt werden. 
 
Aus den Ausführungen in dieser Begründung ist zu entnehmen, dass den 
vorgenannten Grundsätzen entsprochen wird. 
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Teil 2 Abwägung und Verfahren 
 
2.1 Verfahren 
 
Aufstellungsbeschluss durch den Verwaltungsausschuss 11.04.2018 
Ortsübliche Bekanntmachung  18.04.2018 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB vom 
                                                                                    bis (einschl.) 

26.04.2018 
15.05.2018 

Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben vom 

18.04.2018 

Auslegungsungsbeschluss durch den Verwaltungsausschuss 27.09.2018 
Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 01.10.2018 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB vom 
                                 bis (einschl.) 

09.10.2018 
09.11.2018 

Behördenbeteiligung gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 27.09.2018 
Erneuter Auslegungsungsbeschluss durch den Verwaltungs-
ausschuss 

12.02.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung 14.02.2019 
Erneute Öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m § 3 Abs. 2 
BauGB vom 
                                 bis (einschl.) 

 
21.02.2019 
08.03.2019 

Satzungsbeschluss durch den Rat 28.03.2019 
 
 
2.2 Abwägung zu den einzelnen Stellungnahmen 
2.2.1 Frühzeitige Beteiligung der TöB/Behörden/Öffentlichkeit 
 
Die Entscheidungsvorschläge können der der Begründung beigefügten Synopse zum 
Verfahren gem. § 3 Abs.1 und 4 Abs.1 BauGB – frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit und Behörden - entnommen werden (s. Anlage A). 
 
 
2.2.2 Auslegung bzw. Beteiligung der TöB/Behörden 
 
Die Entscheidungsvorschläge können der der Begründung beigefügten Synopse zum 
Verfahren gem. § 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB –Beteiligung der Öffentlichkeit und 
Behörden - entnommen werden (s. Anlage B). 
 
 
2.2.3 Erneute Auslegung bzw. Beteiligung der TöB/Behörden 
 
Die Entscheidungsvorschläge können der der Begründung beigefügten Synopse zum 
Verfahren gem. § 4a Abs. 3 i.V.m § 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB – erneute 
Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden - entnommen werden (s. Anlage C). 
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2.3 Abwägungsergebnis 
 
Gem. § 1 Abs. 7 BauGB sind die privaten und öffentliche Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen. 
Gem. § 1a Abs. 2 und 3 sind auch der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
sowie die Eingriffsregelung (Ausgleich und Ersatz) in die Abwägung einzubeziehen. 
 
 
Die Stadt Papenburg hat im Rahmen ihres Wohnraumversorgungskonzepts 
geeignete Flächen für den Neubau von Wohnungen in einem preisgünstigen 
Segment zur Verfügung  zu stellen. Hierzu sollen bevorzug Flächen im Rahmen der 
innerstädtischen Verdichtung genutzt werden. Die der Planung zugrundeliegende 
Fläche erfüllt die vorgenannten Kriterien. Der Rat der Stadt Papenburg hat die 
privaten und öffentlichen Belange gegeneinander abzuwägen.  
Einer der grundlegenden abzuwägenden Belange ist der Eingriff durch die Planung 
in Natur und Landschaft, da die vorliegende Fläche im Ursprungsplan als öffentliche 
Grünfläche festgesetzt ist. Um eine gerechte Abwägung vollziehen zu können 
erfolgte eine fachgutachterliche Begehung mit Kartierung der vorhandenen 
Biotoptypen. Da sich die Fläche als artenarme Scherrasenfläche mit regelmäßiger 
Mahd darstellt, liegt kein hoher Nutzwert für die Natur und Landschaft vor. Der auf 
der Fläche befindliche Baumbestand soll erhalten bleiben. 
Der Eingriff kann durch die im Bebauungsplan festgesetzte 
Kompensationsmaßnahme – Herstellung einer Streuobstwiese- ausgeglichen 
werden. 
 
Als weiterer wesentlicher Belang ist die Beeinträchtigung der umliegenden 
Nutzungen in das Verfahren einzustellen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans orientieren sich an der umliegenden 
zulässigen Bebauung. Wobei zu berücksichtigen ist, dass eine Ausnutzung der 
zulässigen städtebaulichen Verdichtungswerte zurzeit noch nicht vollständig 
umgesetzt wird. 
Die Erschließung über das öffentliche Verkehrswegenetz ist sichergestellt, eine 
Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit ist im innerstädtischen Bereich nicht zu 
erwarten. 
 
Die Belange des Immissionsschutzes bezüglich Verkehrslärm wurden durch ein 
Fachgutachten ermittelt und die daraus resultierenden Schutzmaßnahmen wurden 
durch textliche Festsetzungen verbindlich in die Planung eingestellt. 
Durch die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen werden die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sowie die Wohnbedürfnisse der 
zukünftigen Bewohner gemäß den Vorgaben des BauGB ausreichend berücksichtigt. 
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2.4 Verfahrensvermerke 
 
Die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44 "Östlich Heideweg" wurde 
ausgearbeitet von der Ing.-Büro W. Grote GmbH, Bahnhofstraße 6-10, 26871 
Papenburg. 
 
 
Bearbeitet: 
Papenburg, 28.03.2019 
 
 
Gez. i. A. Moos 
 
 
 
Die Entwurfsbegründung hat mit der Planzeichnung zur 6. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 44 "Östlich Heideweg" in der Zeit vom 09.10.2018 bis 
09.11.2018 und erneut vom 21.02.2019 bis 08.03.2019 öffentlich ausgelegen. 
 
 
 
 
Stadt Papenburg, 11.03.2019 
 
Gez. Rautenberg 
 
 
 
 
 
Die Begründung mit der Planzeichnung hat der endgültigen Beschlussfassung 
(Satzungsbeschluss) der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44 "Östlich 
Heideweg" zugrunde gelegen. 
 
 
 
Stadt Papenburg, 29.03.2019 
 
 
Gez. Bechtluft 


